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Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 15. Dezember 1981

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beigeladenen wird das Urteil des

Sozialgerichts Stuttgart vom 28. August 1980 geändert.

Die Klagen werden in vollem Umfang abgewiesen.
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G r ü n d e :

Die Kläger sind die Witwe und die Kinder des am 2A. Juli 1977

verstorbenen E N (N.). Dieser hatte am 19. Juli 1977
mit dem Kraftwagen einen Unfall erlitten. Nach der Erstversor-

gung durch den Durchgangsarzt Dr. H in der F in

I —I wurde N. in die Berufsgenossenschaftliche

Unfallklinik ? überwiesen. Dort sprang er am 24. Juli

1977 gegen 2.50 Uhr über die Brüstung eines geöffneten Fensters

seines Krankenzimmers und zog sich dabei tödliche Verletzungen

zu. Die Beklagte lehnte durch Bescheide vom 11. Januar und

26. April 1978 Entschädigungsansprüche der Kläger ab. N. sei

infolge alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit (Blutalkoholkonzen-

tration 1,93 %0 bzw 1,96 %o) verunglückt, die als die allein

wesentliche Unfallursache anzusehen sei. Der Tod am 2ü. Juli

1977 stehe in keinem ursächlichen Zusammenhang mit einer ver—

sicherten betrieblichen Tätigkeit.

Dagegen haben die Kläger beim Sozialgericht (SG) Stuttgart Klage
erhoben. Das SG hat die Verwaltungs—Berufsgenossenschaft beige—

laden, da N. bei der Deutschen Angestellten—Krankenkasse (DAK)

für den Fall der Krankheit versichert gewesen sei und deshalb

eine Leistungspflicht der Beigeladenen gemäß 5 539 Abs 1 Nr 17

Buchst a Reichsversicherungsordnung (RVO) in Betracht kommen

könne (Beschluß vom 23. Juli 1979). Die Kläger haben beantragt,
die Beklagte, hilfsweise die Beigeladene zu verurteilen, ihnen

wegen des Unfalls vom 19. Juli 1977 bzw des Unfalls vom ZA. Juli

1977 Witwen- und Waisenrente zu gewähren. Das SG hat die Bei-
geladene verurteilt, den Klägern wegen des Unfalls vom zu. Juli

1977 Witwen— und Waisenrente zu gewähren; im übrigen hat es die
Klage abgewiesen (Urteil vom 28. August 1980). Zur Begründung

hat das SG ausgeführt: Der Unfall des N. am 19. Juli 1977 sei

kein unter dem Schutz der RVO stehender Arbeitsunfall (@ 559
Abs 1 Nr 1 iVm @548 oder 550 RVO) gewesen. N. sei infolge Al—
koholgenusses (Blutalkoholkonzentration mindestens 1,93 %0) ab—
solut fahruntüchtig gewesen und diese absolute Fahruntüchtigkeit
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sei auch die rechtlich allein wesentliche Unfallursache gewesen.

Die von den Klägern vorgetragene Unfallursache, daß eine un—

sachgemäß verwahrte Geldbombe Ursache des Zusammenstoßes mit

einem entgegenkommenden Kraftwagen gewesen sei, hat das SG

nicht als erwiesen angesehen. Da der Unfall vom 19. Juli 1977

kein Arbeitsunfall gewesen sei, könne auch der Unfall vom
24. Juli 1977 nicht als mittelbare Folge eines Arbeitsunfalls

angesehen werden. Die Klagen gegen die Bescheide der Beklagten

vom 11. Januar und 26. April 1978 seien daher abzuweisen.

Den Anträgen der Kläger sei jedoch zu entsprechen, soweit sie

sich gegen die Beigeladene richteten. Auszugehen sei davon,

daß der Hergang des Geschehnisses am 24. Juli 1977 unstreitig
sei, wie auch die Tatsache, daß N. bei der DAK krankenversi—

chert gewesen sei. Soweit von klägerischer Seite zur Höhe des

Fensters des Krankenzimmers (225 cm) und zur Höhe von Fenster—

sims (AO cm) und Fensterbrüstung (57 cm) andere Zahlen genannt
würden, werde festgestellt, daß das Gericht die Angaben sei—

ner Entscheidung zugrunde lege, die Staatsanwalt Dr. R

(von der Staatsanwaltschaft T ) anläßlich der Einnahme
des Augenscheins am 25. Januar 1978 ermittelt habe. Diese

Zahlen seien nach Auffassung des Gerichts deshalb richtig, weil

Dr. P seine Messungen gerade wegen der unterschiedlichen

Angaben im Laufe des staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens

gemacht habe. Einer besonderen Einnahme des Augenscheins habe

es deshalb nicht mehr bedurft. Rechtsgrundlage für die Ansprüche

der Kläger auf Hinterbliebenenrenten sei ua @ 539 Abs 1 Nr 17

Buchst a RVO. Danach seien Personen gegen Arbeitsunfall ver-
sichert, denen von einem Träger der gesetzlichen Krankenver-

sicherung stationäre Behandlung iS des @ 559 RVG gewährt werde.

Nach dem Sinn und Zweck dieser Regelung sollten Risiken in den

Versicherungsschutz einbezogen werden, denen der Versicherte bä.

der stationären Behandlung ausgesetzt sei, da der Versicherte

sich in eine besondere Einrichtung begeben müsse und dort über-

wiegend‚anderenllisiken als zu Hause ausgesetzt sei. Nach der

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) sei das Risiko
der ärztlichen Behandlung nicht Gegenstand des Versicherungs—
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schutzes. Das gelte auch für die mit der Entwicklung und den

Verlauf der die stationäre Behandlung bedingenden Erkrankung

verbundenen Risiken, auch wenn sie zu einem Unfall führten.

Die Reaktion auf Medikamente und die Entscheidung des Arztes

über die Unterbringung des Patienten in einem geeigneten

Krankenzimmer gehörten zu dem nicht versicherten Risiko der

ärztlichen Behandlung. Im vorliegenden Fall begründe daher

das auf einer einwandfreien Fehldiagnose der Ärzte beruhende

Nichterkennen der psychischen Erkrankung des N. insoweit nicht

den Versicherungsschutz nach @ 559 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO.

Auch die Absperrung des Fensters im Krankenzimmer, bestehend

aus der Wand und dem Gitter, sei keine wesentliche Bedingung

für den Sturz des N. gewesen, selbst wenn die Absperrung nie—

driger als sonst üblich gewesen sei. Denn N. sei nicht zum
Fenster hinausgefallen, sondern hinausgesprungen. Mit dem Be-

schluß des 0berlandesgerichts Stuttgart vom 12. April 1979 sei

auch das Gericht der Auffassung, daß nicht nachgewiesen werden

könne, daß der Sprung aus dem Fenster bei einem höheren Gitter

vermieden worden wäre. Anders als in den vom BSG entschiedenen

Fällen hätten vorliegend nicht Entwicklung und Verlauf der die

stationäre Behandlung bedingenden Erkrankung das Unfallereignis

ausgelöst. N. sei wegen eines Knochenbruchs in die Klinik ein—

geliefert worden, gestorben sei er jedoch an den Folgen einer

psychischen Erkrankung. Gleichgültig, ob man den Verwirrtheits-

zustand des N. als durch Alkoholentzug, Medikamentenentzug oder

Fehlen der häuslichen Atmosphäre ausgelöst sehe, stehe fest,

daß gerade die stationäre Behandlung selbst und nicht die die

stationäre Behandlung bedingende Erkrankung Ursache des Ver—

wirrtheitszustandes gewesen sei. In einem solchen Fall sei Ver-

sicherungsschutz nach 5 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO gegeben.

Das SG hat die Sprungrevision zugelassen.

Die Beigeladene hat dieses Rechtsmittel mit Zustimmung der

Kläger und der Beklagten eingelegt und im wesentlichen wie

folgt begründet: N. sei dem Risiko der ärztlichen Behandlung,

hier in Form eines ärztlichen Fehlverhaltens bei einer ärzt—

lichen Behandlung und ärztlichen Unterbringung auf einer offe—

nen Station des Krankenhauses erlegen. Er sei Alkoholiker ge—
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wesen. Ihn habe der stationäre Aufenthalt besonders schwer ge—
troffen, weil er im Krankenhaus nicht die Möglichkeit gehabt

habe, sich Alkohol zu verschaffen. Die Gefahr eines in einem

solchen Fall stets zu befürchtenden Alkoholdeliriums und das

allgemein bekannte medizinische Erfahrungswissen hierüber ver—

böten die Unterbringung in einer offenen Station. Das Nicht—

erkennen einer solchen Erkrankung sei ein ärztlicher Kunst-

fehler, gegen den @ 559 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO keinen Schutz

gebe.

Die Beigeladene beantragt,

unter Aufhebung bzw entsprechender Abänderung des

angefochtenen Urteils nach dem Antrag in der Vor—

instanz auf Klageabweisung,

hilfsweise auf Zurückverweisung der Sache an den

Erst— oder Zweitrichter zu erkennen.

Die Kläger beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie tragen vor, die fehlende Feststellung, daß die DAK die

stationäre Behandlung gewährt habe, zwinge nicht zur Zurück—

verweisung. Sofern die stationäre Behandlung durch eine Berufs—

genossenschaft gewährt werde, liege bei einem Krankenversicher-

ten darin zugleich eine im Auftrag der Krankenkasse gewährte
Heilbehandlung. Zumindest bestehe Versicherungsschutz nach @ 559

Abs 2 iVm Abs 1 Nr 17 Buchst a RVG. Denn N. sei in gleicher

Weise tätig geworden, als wenn die gesetzliche Krankenversiche-

rung den stationären Aufenthalt gewährt hätte. Zum Unfall des
N. habe wesentlich die bauliche Situation des Fensters im

Krankenhaus beigetragen. Wenn das Gitter die baupolizeilich

vorgesehene Höhe von 1,05 m gehabt hätte, wäre der Unfall nicht

geschehen. Da zwischen dem leicht zugänglichen Fenstersims und

der Oberkante des Gitters nur eine Höhendifferenz von 57 cm be—

standen habe, habe N. mit einem normalen Schritt das Gitter

überwinden können. N. habe eine imaginäre Figur verfolgt; er

sei ihr nachgeschritten. Solange sich seinem Schreiten kein

ernsthaftes Hindernis in den Weg stellte, habe er diese Figur

verfolgt. Die Überwindung einer Höhendifferenz von 57 cm sei
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nach der Lebenserfahrung mit einem leichten Schritt getan.

Eine Höhendifferenz von 1,05 m hätte erfordert, daß N. seine

Aufmerksamkeit auf die Überwindung des Hindernisses richtete.

Dadurch wäre er von dem imaginären Bild abgelenkt worden und

sein Verfolgungstrieb wäre unterbrochen gewesen. Die mangel—

hafte Unterbringung eines Alkoholikers sei kein typisches Ri-

siko der ärztlichen Behandlung, sondern hänge bereits mit der

ärztlichen Fürsorgepflicht zusammen, auch wenn die richtige

Unterbringung eine zutreffende medizinische Beurteilung voraus—

setze. Wesentliche Ursache für den Tod sei die durch die

stationäre Unterbringung bedingte Unmöglichkeit gewesen, Al—

kohol zu sich zu nehmen. Zu Hause wäre kein Alkoholdelirium

entstanden.

Die Beklagte trägt vor, daß ein von ihr zu entschädigender

Arbeitsunfall nicht vorliege.

II

Die Revision der Beigeladenen ist begründet.

Soweit das SG die gegen die Beklagte gerichteten Klagen auf

Aufhebung der Bescheide vom 11. Januar und 26. April 1978 und

auf Verurteilung der Beklagten zur Gewährung von Witwen— und
Waisenrenten wegen des Unfalls des N. vom 19. Juli 1977 abge—

wiesen hat, ist das Urteil von den dadurch beschwerten Klägern

nicht mit der Revision angefochten worden. Das Vorbringen der

Kläger im Revisionsverfahren bezieht sich ausschließlich auf

die Revision der Beigeladenen gegen deren Verurteilung, den

Klägern Witwen— und Waisenrenten wegen des weiteren Unfalls

des N. vom 24. Juli 1977 zu gewähren. Das die Klagen der Klä—

ger gegen die Beklagte abweisende Erkenntnis des SG unterliegt

daher nicht der Nachprüfung durch das Revisionsgericht.

Auf die Revision der Beigeladenen war das Urteil des SG zu
ändern. Die Klagen der Kläger auf Verurteilung der Beigeladenen

zur Gewährung von Witwen— und Waisenrenten wegen des Unfalls

des N. vom 24. Juli 1977 sind nicht begründet.
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Nach 5 589 Abs 1 Nr 3 BVDiVm den 55 590 und 595 RVOist bei
Tod eines Versicherten durch Arbeitsunfall der Witwe Witwen-

rente und der Waise Waisenrente zu gewähren. Arbeitsunfall ist

nach 5 548 Abs 1 Satz 1 RVO ein Unfall, den ein Versicherter

bei einer der in den 55 559, 540 und 545 bis 545 RVOgenannten
Tätigkeiten erleidet. Nach @ 559 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO

sind in der Unfallversicherung ua Personen versichert, denen

ein Träger der gesetzlichen Krankenversicherung stationäre

Behandlung iS des 5 559 RVOgewährt. N. befand sich zwar zur
Zeit des Unfalls vom 24. Juli 1977 in stationärer Kranken—

hausbehandlung, jedoch fehlt es im angefochtenen Urteil an

der Feststellung, daß ihm die stationäre Behandlung von einem

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung oder von einem

anderen der in 5 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO genannten son—
stigen Rehabilitationsträgern der gesetzlichen Rentenversi—

cherung oder einer landwirtschaftlichen Alterskasse gewährt

worden ist. Das SG hat lediglich festgestellt, daß N. Mitglied

der DAK war. Daraus ist jedoch nicht schon herzuleiten, daß

dieser Träger der gesetzlichen Krankenversicherung auch die

hier in Betracht kommende stationäre Behandlung gewährt hat.

Die fehlende Feststellung, welcher der in @ 559 Abs 1 Nr 17

Buchst a RVO genannten Rehabilitationsträger die stationäre

Behandlung des N. gewährt hat, erfordert jedoch nicht die Zu—

rückverweisung der Sache an das SG, damit dieses insoweit den

Sachverhalt aufklärt. Denn selbst wenn die DAK die stationäre

Behandlung des N. gewährt hätte, wären die Rentenansprüche der

Kläger nicht begründet, weil N. den Unfall nicht bei einer
_Versicherten Tätigkeit erlitten hat, der Unfallvom24. Juli

1977 somit kein Arbeitsunfall war.

Wie der erkennende Senat bereits wiederholt entschieden hat,

sind nach dem Sinn und Zweck des @539 Abs 1 Nr 17 Buchst a
RVO die mit der Entwicklung und dem Verlauf einer Erkrankung

der Versicherten verbundenen Risiken, gleichgültig, ob diese

Erkrankung Anlaß zur stationären Behandlung gegeben hat oder

nicht, nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes nach dieser

Vorschrift (BSGE 46, 285, 284; SozR 2200 5 539 Nr 48, 56 und 71;
USK 78152; Urteile vom 24. Juni 1981 - 2 RU 51/79

- und vom
24. Juni 1981 — 2 RU 85/79 -; vgl auch Brackmann, Handbuch der
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Sozialversicherung, 9. Auflg S 475 g; Lauterbach, Gesetzliche

Unfallversicherung, 3. Auflg, @ 539 Anm 97 h Buchst d). Der
Senat hat ferner entschieden, daß die Reaktion des Versicher-

ten auf Medikamente sowie die Folgen falscher oder unter—

lassener Maßnahmen des Pflegepersonals dem nicht vom Ver—

sicherungsschutz erfaßten Risiko der ärztlichen Behandlung

zuzurechnen sind (BSG SozR 2200 5 539 Nr 56 und 71; Urteil

vom 24. Juni 1981 - 2 RU 83/79 —). Mit der von den Klägern

vertretenen Gegenmeinung hinsichtlich der vom Versicherungs—

schutz nach @ 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVG umfaßten Risiken

hat sich der Senat in den angeführten Urteilen ausführlich

auseinandergesetzt (bezüglich eines durch Alkoholentzug im

Krankenhaus bedingten Verwirrtheitszustandes insbesondere

SozR 2200 5 539 Nr 71 und Urteil vom 2h. Juni 1981 — 2 RU

83/79 —). Die Ausführungen der Kläger geben insoweit keinen

Anlaß, die bisherige Rechtsprechung zu ändern. Der Senat ver—
weist insoweit auf die angeführten Urteile.

Der Versicherungsschutz nach @ 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO

erstreckt sich jedoch auf die mit dem Krankenhausaufenthalt

verbundenen Gefahren, die sich aus der Einrichtung des Kran-

kenhauses ergeben (BSG, SozR 2200 5 539 Nr 72; Urteil vom
12. Mai 1981 - 2 RU 7/80 -). Insoweit bestehen gewisse Pa—
rallelen zu der Situation von Beschäftigten, die sich auf

eine Dienst— oder Geschäftsreise begeben müssen und am frem-

den Ort zwangsläufig den damit verbundenen besonderen Gefahren

ausgesetzt sind. Auch der Versicherte, der sich in stationäre

Behandlung begeben muß, ist dort überwiegend anderen Risiken

als im häuslichen Bereich ausgesetzt (s BSGE 46, 283, 285).

Die Unfallgefahr braucht im Krankenhaus nicht von einer ob—

jektiv gefährlichen Einrichtung auszugehen. Es genügt, daß

die Gefahr im konkreten Einzelfall von Umständen ausgeht, wel—

che der Versicherte im Gegensatz zum häuslichen Bereich in dem

jeweiligen Krankenhaus vorfindet (BSG, SozR 2200 5 539 Nr 72).

Das SG hat verneint, daß die baulichen Verhältnisse des Fen—

sters, aus dem N. gestürzt ist, eine wesentliche Bedingung

für den Unfall vom ZA. Juli 1977 gewesen sind, selbst wenn
die Absperrung an dem Fenster, bestehend aus der Wand (40 cm

_ 9 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


hoch) und dem Gitter (57 cm hoch), etwas niedriger als sonst
üblich gewesen ist. Denn N. sei nicht zum Fenster hinausge-

fallen, sondern gesprungen. Und es sei nicht zu erweisen, daß

der Sprung bei einem höheren Gitter vermieden worden wäre. Die

Kläger gehen demgegenüber von einem Sachverhalt aus, den das

SG nicht festgestellt hat. Sie vertreten die Auffassung, daß

N. das auf dem Fenstersims angebrachte Gitter überschritten

und nicht übersprungen habe. Im erstinstanzlichen Verfahren

haben die Kläger durch ihren Prozeßbevollmächtigten im Schrift—

satz vom 11. Februar 1980 jedoch ausdrücklich vortragen lassen,

daß N. "auf das flache Sims getreten und von dort über die zu

niedrige Brüstung gesprungen" sei. Zwar sind Revisionsbeklagte
grundsätzlich berechtigt, tatsächliche Feststellungen des Be—

rufungsgerichts, die sich für sie im Revisionsverfahren un—

günstig auswirken, noch bis zum Schluß der Revisionsinstanz mit

Verfahrensrügen anzugreifen (BSG AP Nr 12 zu @ 554 ZPO; RAGE17,
256, 258; BVerwGE 52, 228, 255; BFH NJW 1971, 168). Da jedoch

eine Sprungrevision nach 5 161 Abs 4 SGG nicht auf Mängel des
Verfahrens gestützt werden kann und dem Gegner der Sprungre-

vision insoweit nicht weitergehende Rechte eingeräumt werden

können, als sie der Revisionskläger hat, ist es im vorliegenden

Fall auch den Klägern als Revisionsbeklagten nicht gestattet,

Verfahrensrügen zu erheben, seien sie gegen die Sachaufklärung

oder die Beweiswürdigung des SG gerichtet. Es ist somit im

vorliegenden Fall nicht zu prüfen, ob das SG in verfahrens-

rechtlich einwandfreier Weise zu dem Ergebnis gelangt ist, daß

der Sprung des N. aus dem Fenster seines Krankenzimmers auch

bei einem höheren Gitter nicht vermieden werden wäre und des—

halb die baulichen Verhältnisse des Fensters keine wesentliche

Bedingung für den Unfall vom 24. Juli 1977 gewesen sind.

Da die für den Unfall des N. am 2ü. Juli 1977 in Betracht

kommenden Umstände nicht unter die von 5 539 Abs 1 Nr 17

Buchst a iVm @ 548 RVO erfaßten Risiken fallen, ist der
Tod des N. nicht Folge eines Arbeitsunfalls. Die Kläger als

Hinterbliebene des N. haben daher keinen Anspruch auf Wit—

wen— und Waisenrenten. Die Klagen der Kläger mußten deshalb
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unter Abänderung des angefochtenen Urteils in vollem Umfang

abgewiesen werden.

Die Kostenentsoheidung folgt aus 5 793 SGG.
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